
Ä] FESTSETZUNGEN durch Planzeichen SONSTIGES : B) TEXTFESTSETZUNGEN C) HINWEISE HÖHENLAGE DER GEBÄUDE 6 . FREIELÄCHENGESTALTUNG 9. 

Die* Oberkante1 der Rohdock«' über dem Kel lergeschoß 

darE max, 20 cm über der natürlichen Ge ländeober— 

kante liegen# 

0.1 
Zum Schutz der angrenzenden Flächen sind für Pflan¬ 

zungen die Art . 71 ff des Bayer. Ausführungsgeset¬ 

zes zum Bürgerlichen Gesetzbuch einzuhalten. 

9.1 Einfri edungen an öffentlichen Verkehrsflächen und 

(öffentlichen Grünflächen sind als Holzlattenzäune 

(z.B Hanichelzäune) max. 1,10 m hoch oder als Laub, 

gehölzhecke auszuführen. Sockel sind nicht zuläs— 

si g. 

Allgemeines Wohngebiet (WA) 
D$ä Art: der Nutzung 1 . Deppe 1garagen 

Grenzen des Geltungsberei die- 

Bebauung.«pl anes 

d •’ - 

Di e Hölienlage der nal ürl i ohi’ii Ge ] ändeoberf 1 äclie 
darf außerhalb der überbauten Flächen nicht geän¬ 

dert werden. 

0.2 
Garagen/Stel1plätze 

Zwischen den Baugrundstücken sind auch Draht zäune 

mit dichter Vor- und Hinterpflanzung und durch¬ 

sichtige Holzzäune bis zu 0,80 m Höhe zulässig. 
Bestehendes Hauptgebäude ART DER BAULICHEN NUTZUNG Mindest große des Baugrundstückes: ' > 

-. 

DÄCHER' ( • 
hiei {ZU BauNVO) Al 1gerneines V, < dinge ■600 cjm für PTi.nzelhäuser 2.1 Bestehendes Nebengebäude 

Satteldächer sind mit mittigem First über die Längs¬ 

seite des Haüptbaukörpers bzw. der Baugruppe auszu- 

bi 1d en. 

7.1 10. Behälter für Abfallbeseitigung. Elektroansohluß- 
kä sten 300 fjm für Doppel haushälften o o 

Bei Einzelhäuser sind maximal *zwei"Wohneinheiten zulässig. Grundstücksgrenzen bestehend o tT> 
Sichtdreieck + Maßzahl in Meter 

25 
Die Abfallbehälter müssen entweder in den Gebäuden 

oder in ummauerten Müllboxen, die in die Einfrie¬ 

dung . einzubeziehen sind, untergebracht werden. 

Frei stehende Elektrokästen der IAW und Verteiler- 

--kästen der Deutschen Bundespost sind unzulässig. 

Als Dachdeckungsmaterial sind Dachz-ie-geT oder Dach¬ 
pfannen in ziegelroter Farbe zu verwenden. 

7.2 

Grund stück st ei lung 

zu pflanzende Bäume und Sträucher MASS DER BAULICHEN NUTZUNG TRAFOSTATIOH IAW 
Dacheinschnitte (= negat ive Dachgauben) sind mi/ii- 

1ässig. 
7.3 

E ♦ 1 2 Vcllgeschoßo -als Höchstgrenze- 
Bauweise. überbaubare Flächen. Sichtdreiecke 3. 6 Maßzahl zu pflanzende Bäume mit Standort 

Grundflächenzahl (Verhältnis der höchstzu¬ 

lässigen überbaubaren Grundfläche zur Grund— 

ötücksfläche) 

0.3 GRZ 
7.*» Dachflächenfenster sind zulässig in einer Einzel¬ 

größe von max, 0,8 nv- pro Dachseite max. 2 Fenster, 

bei Reihen- und Doppelhäusern 1 Fenster je Grund¬ 

stücks Seite . 

Die Sichtdreiecke sind von baulichen Anlagen und 

von Anpflanzungen mit einer Höhe von mehr als 

0,80 m über Oberkante Straßenmitte freizuhalten. 

Zulässig sind jedoch hochstämmige Bäume mit einem 

Kronenansat z über 2,80 m. 

3.1 1 1 . BAUSTOFFE UND FARBEN 20 KV-LEITUNG m. Schutzzone 

- bei Einzel-u Doppelhäuser - 

11.1 Außenwände sind als verputzte, gestrichene oder 

liolzversclialte Mauerflächen auszuführen. Auffallende 

unruhige PutzStrukturen und schwarzer Holzanstrich 

sind unzulässig. Alle Seiten sind in der gleichen 
F'arbe zu halten. 

68 Flurstücks Nr. 

Geschoßfläclienzalil (Verhältnis der höchst — GFZ Dachrinnenverblochungen, Dunstrohre und ähnliches 

sind im Farbton der Dachdeckung anzupassen. 
7.5 0 Parzellen Nr. zulässigen Geschoßfläche zur Grundstücks¬ 

fläche ) 
Kinderspielplatz mit Schaukel ,Sandku'.ten. 

Klettergerüst , Rutschbahn u.ä. 
—bei Einzelhäusern E+1 und 

Doppelhäuser 
4. BepfJ anzungsvorschrifteil 

7.6 Dachflächen sind rechteckig auszubilden. 

4.1 1 1 .2 Ortsfremde Materialien wie Verkleidungen in Asbest¬ 
zement, Kunststoff oder Spaltklinker sind unzuläs¬ 

sig. Dasselbe gilt für Glasbausteine an Wänden, die 

von öffentlichen Straßenflächen aus sichtbar sind. 

de* 250 qm Gj und s.t-ück-s große ist mindestens ein 

hochwüchsiger Laubbaum zu pflanzen und zu un¬ 

terhalten. Vorgärten sind gärtneriscli zu gestal— 

t en . 

Sonnenkollektoren sind mit Ausnahme der Dachflächen 

zum Ortsrand hin erlaubt. Sic sind baugestalterisrh 

einwandfrei in die Dachfläche einzufügen. 

7.7 

D) VERFAHRENSHINWEISE 

0,80 m 8 Dachüberstand am Ortgang max. *4.2 Flir vorgeschriebene Baumpflanzungen im öffent¬ 

lichen Raum werden z.B. Ahorn, Buche, Kastanie, 

Birke und ähnliche heimische Bäume gewünscht, 

die bei Anpflanzung möglichst eine Mindestgröße 

von 2 m haben sollen. 

I * m öffentliche Grünfläche Der Entwurf des Bebauungsplanes wurde mit der Be¬ 

gründung gemäß §2 

bi s 

1 . 
A FENSTER- UND TÜRÖFFNUNGEN v. 22,4, '1992 nur Einzelhäuser 12. BauGB 

?s\ 2, fn? i n der Geschäftsstelle der 1 , OO m Dachüberstand an der Traufe max. 7.9 

öffentlich ausgelegt. 
nur Doppelhäuser private Grünfläche 12.1 Die Fenster— und Türöffnungen müssen zu einer aus¬ 

gewogenen Gliederung der Fassaden beitragen. Fen¬ 
ster sind als 

durch senkrechte Sprossen harmonisch 

dern. Unterschiedliche Größen müssen zumindest 

gleichgeneigte Diagonalen aufweisen. Viele ver¬ 
schiedene Fensterformen sind zu vermeiden. 

Vorgehängte Baikone können, wenn säe innerhalb doi 

Baugrenzen liegen am Ortgang und an der Traufe mi i 
einem llerstand bis max. 0,25 m überdacht werden. 

7.10 77^2,49 n Polling, den 

Abs. 2 BauNVO) Offene Bauweise (§ O 22 stehende Rechtecke auszubiIden, oder 
zu unterglie- 

Stelglechner 
1. ßüfC&rm&ster 

► ) 
Der 8 m breite private Grünflächenstreifen auf 
der Südseite des Geltungsbereiches 

ortgemäßen heimischen Laubbäumen, 

Sträuchern zu bepflanzen, 

grünbepflanzung zu erhalten. 

Bäumen von mehr als 2 m Höhe hat zu landwirtschaft¬ 

lichen Grundstücken ^ m zu betragen. 

Geschlossene Bauweise 9 
Boi E+D-Häusom s i nd Dachgauben von 32 - 35° 
erlaubt. 

ist mit stand— 

Heistem und 

DN 7.11 6e Hv e- *11- y cir'k Fiat mit Beschluß v. 0*1, V. Ml Der 

den Bebauungsplan gemäß § 10 BauGB 

o 

al s 
zu pflegen und als Dauer- 

Der Grenzabstand von 
SATZUNG beschlossen. 

GARAGEN UND NEBENANLAGEN Fenster— und Türöffnungen dürfen nur in der Weise 

miteinander verbunden werden, daß sie zusammen ein 

einhoitliches Rechteck bilden. 

) • l 2.2 

3. Dem Landrats amt Mühldorf_aJtInn wurde der Bebauungsplan . gemäß 

§11 Abs.;1 BauGB, zur ^Genehmigung vorgelegt. Mit Bescheid vom 

15.06.11992: Az^ 35/4 me wurde die Genehmigung 

erteilit. 

jting.: G 

nur innerhalb der überbaubaren 

werden. 
dürfen 
erricht e1 

5.1 Garagen 

F'läc hon 

ÄUSSERE GESTALTUNG 8. f a. Inn, d< 

Nebenanlagen wie z.B. Gewächshäuser und Garten¬ 

bau sehen bis zu 

wei se auch außerhalb der überbaubaren Fläclien 

zugelassen werden. 

Pergolen sind erlaubt. 

5.2 
6 m~ Grundfläche können ausnahms- 8.0 Baukörper 

Nr. bold, Landrat 

Der Grundriß der Häuser muß die Form eines läng¬ 

lichen Rechtecks ( Seitenverhältni s mindestens 5 : ’* ) 

aufweisen. Der Dachfirst muß in Längsrichtung des 

Gebäudes verlaufen. 

8,1 
*4. plan wurde mit Begründung 

_ in der GescFiäfts- 

gemäß 

öffentlich ausgelegt. 

Der geneFimigte 

Baulinien, Bauqrenzen, Bauweise, Baugestaltung VERKEHRSFLACHEN «z 01.X. 92 V . 

stelle der 

§ 12 
Die Grenzbebauung der Garagen und Nebengebäude ist 

an seitlichen und rückwärtigen Grundstücksgrenzen 

bis zu eine]’ Länge von 10 m zulässig. Die Grund¬ 

fläche von 50 m2 darf nicht überschritten werden. 

5.3 BauGB 

Die Genehmigung und die Auslegung sind am C2 * ?■* *499^ 
ori süblich durch Anschlag an der Amtstafel bekannt 

gemacht worden. 

Baugrenze (die nicht überschritten werden 

darf ) off ent 1 i ehe* Verkehrsflächen —Bestand— 

5.;4 Garagen an einer gemeinsamen Grundstücksgrenze 

müssen einheitlich zusammengebaut werden. Vorder- 
’ öffentlichen Verkehrsfläche gewandt) 

und Dachdeckung sowie Trauf-und Firsthöhen müssen 

einheitlich ausgeführt werden. 

Frei sitze und Gartengeräteräume in Verbindung mit 

Garagen sind zulässig. 

8.2 
Der Bebauungsplan ist damit nach § 12 

recht sverbindiieh. 
fronten (zur F'i rs1 richtung *■ 

offeniliehe Verkehrsflächen —Au sbau— 
daß ein ruhig«*i 8.3 Der Baukörper ist so zu gestalten, 

und geschlossener Eindruck entsteht. 4: SD/\ Satteldach vA 
^7 

Stei^echner 

1. Bürgermeister \ 

Cü Die Zufahrtsseite von Garagen muß mindestens 5 rn 
hinter der Straßenbegrenzungslinie liegen. 

5.5 r 
Die OK-Rohdecke Kellergeschoß darf niclit mehr als 

0,20 m über dem natürlichen oder vor der Bauauf¬ 

sichtsbehörde festgesetzten Gelände liegen* 

P& ICtV 1. 49 11 8.4 DN 24 - 35° Da chine igung 

1 Fußgänger— und Radfahrwege öffentliche 
sind wasserdurchlässig zu befestigen. 

FW 

Baukörper mit L/B B Die Traufhöhe darf bei Garagen und damit verbun- 

denen, untergeordneten Bauteilen 2,75 m Gelände— 

Oberkante nicht übersteigen. 

5.6 
H 6.00 m Wandhöhe für Häuser Fv+1 8,5 L X 

Straßenbegrenzungslinie ScFmittpunkt der Außenwand mi1 der gemessen vom 
Oberkante Dachsparren zur F0K. 

Die F'irstriclitung von freistehenden oder angebau- 
erfolgt: senkrecht oder parallel zur 

Die Dachneigung 

richtet sirh außer bei senkrecht angebauten Gara¬ 

gen nach der Darlmeigung des Hauptgebäudes. 

5.7 
1en Garagen 

Firstrichtung des Hauptgebäudes. 
E«T EG und ein Obergeschoß Einzelhaus - 

als Höchstgrenze BEBAUUNGSPLAN OBERNEUKIRCHEN 

M. 1 • 1000 
Garagenstauraum 

straßenseitige Einfriedung unzulässig GROSSFELD II II «n 

= Traufhöhe für Garagen 

ab Hochpunkt des festgelegten Geländes 

8. H_2275_n> 

gemessen 

ii 

vor den Baukörper vorspringen 

Dachfläche vorzusehen. 
F'ü j • J lau s ga ra ge n , die 
ist eine geneigte 

8 ) . 

EIN - U. AUSFAHRT UNZULÄSSIG 
Definition Wandhöhe: 

dürfen nur mit einem wasserdurcli- Garagenvorplätze 

lässigen Belag angelegt werden (z.B. Verbund- 
Rasenpf1aster) 

5.9 

Wandhöhe ist die Höhe gemessen von natürlicher oder 
Geländeoberkante bis Oberkante Dach- 

Außen— 

Beton—Gittersteine, pf1aster, geändert am : 05^04.1990 
""2370771990 

2510.1990 
J2.CI3J99V 

1411.1991 

festgelegter 
haut an der äußeren Begrenzungslinie, z.B. 

wand . 

Planfert iger 
JWy 
ArcHjwl 
Lohbefc S. ^ a 

8261 

01 Polling ,den 24.10.1989 

t 



gern. § 9 Abs 

der Stadt/Gemeinde 

BEGRÜNDUNG - - 
. 8 Baugesetzbuch (BauGS) zu der - Aufstellung - Änderung - Ergänzung - des verbindlichen Bauleitplanes Nr. 

Obemeiik.ircb.en____ 

Ortstail: 
Obe me uki rohen Landkreis: 

8260 Mühldorf/ Inn 

Planbezeichnung: 

Rufnummer":- 

"Großfeld IX" 

23 

Obemeukirchen__Plandatum: 24.10.89-Änderungsvermerk: 05 « » 90 
Gemarkung:-—- ^ _ , _ . 

' Josef Maier. Architekt, Loiibergstr. 18, 8261 Polling - 
Entwurfsvertasser —^ — -2--- 

.. . - ... '10.6.89 / 67 V FW Richtzahl bis 19-=- 
Einwohnerzahl der Gemeinde am:. -> =—<■---• 

Gemeinde mit - geringer - rmfierer -^3K$eF-Woh.nsiedlurigstätigkeit 

Landesplanerische Einstufung der Gemeinde: Klein-, Unter-, Mittel-, Ober-Zentrum 

A. Baurechtliche Voraussetzungen 

Ä1. Die - Aufstellung - des Bebauungsplanes erfolgt gern. §§ 2 und 8 BauGB. 

2. Das Baugebiet wird - ganz - bäl*^ - 

JEN 

EW 

tnf^pmmr «-i™* Flärhennntzunffffrlanes >mrn* beschlos^a^aegga«: 

4. Begründung für die - Aufstellung des Bebauungsplanes (insbes. bei § 8 Abs. 2 und 4 BauGB) 

gern. Gemeinderatsbeschluß vom-5 ■ ^ ■ 9°-Nr.-Seite-* 

••(•Mi 
Lage des Planungsgebietes 

1. Das Planungsgebiet liegt - nicht - im Außenbereich gern. § 35 BauGB. 
.m 

von 
.Es erhält über die 

neu zu erstellenden Orts 

_?> der Ortsgrenze 

_-Straßen 

Anschluß an das bestehende Straßennetz. Bei der 

Anschluß - innerhalb - 3Ü35SB5&J6 - der Ortsdurchfahrtsgrenze. 

2. Folgende Schutzzonen greifen in das Plariungsgebiet ein. 

0 rt sverbindungs .-Straße erfolgt der 

v an die Kreisstraße 

3. Der nächste zentrale Ort ist 

4. Entfernungen zu 

Mühldorf a. lim .Entfernung vom Planungsgebiet 
12. .km 

2 a 
2 5 .e » 

= ^ o: 
2 2-3 
oll 
Q C 
sis 

P 1 £ u “ci 
Q C — 
X. X. I 

a) Bahnhof Mühldorf /irtn 
12_k. m 

.m b) Omnibus-/Trambahn-/S-3ahn-Haltesteile- 

c) Volksschule Grundschule Klasse_J_±6_m 

d) Kindergarten ? o.llih^ . .  -—■~ ~m 

e) Versorgungsiäden.• • .—m 

: . f) Gemeindekanzlei. VG.-Polling, 

gj Ka-th. ~~- Kirche«' , 

h) Postamt.. 

7 o -—---- 

1; v£\ - 

6 :'k 

;ioo 
100 • 

k) 

.m 

.m 

.m 

_m 

ii Tr —Teiifläcflen (sind gesondert anzugeOen) «-Himmelsrichtung 31 Konfessionsa g 

1 - 
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. 
, 

mheit des Planungsgefaietes 

eben__ jevertiältnisse: 

gjvbrhandener Baumbestand: 

W: 

keiner 

3. eodenbeschaffenheit: Lehmboden 

,m 

25_m 

4. Max. Höhenunterschied: -- 

5. Höchster Gundwasserstand unter OK Terrain: 

6. Erforderliche Maßnahmen zur Erzielung eines tragfähigen und trockenen Baugrundes: 

X—-—-----— 

D. Bodenordnende Maßnahmen 

1. Eine Umlegung gern. §§ 45 ff. BauGB wird für folgende Flurstücksnummem erforderlich: 

12. Eine Grenzregelung gern. §§ 80 ff. BauGB wird für folgende nurstOcksnummem erforderlich: 

3. Eine Flurbereinigung Säf-wird - nicht - durchgeführt durch das Rurbereinigungsamt 

E. Bauliche Nutzung 

2. Flächenanteile - . 

17.833 ,Ö m2 ... 
Brutto-Saufiäche . . ... . • * *- \ * 1 ’ * 

abzüglich öffentliche Verkehrsflächen . . . . • ?*3l3.»Q P2. . 

abzüglich Gemeindebedarfsflächen wie /•*’. • 

aj ' Kinders-pielplatz _’-6^8,0 _m2- 

b| Trafostation _-2$ ,0 .mg- 

•. c) Fußwege 

17.833, 

2.313 

0.658 

0.025 

ha, 

ha,—. 

372.0 m2 0.372 

^ Strai3ertbegleitgrtin • : _- 344t0 m2- 

_ ha,—. 

besondere Art 
der baulichen Nutzung 

Bruttofläche 
ha. 

Flurstücksnummem (TF — Teilflächen) 

E + 1 

--- 

*
6
 CO

 

23/TF • * - 

ha,-___l°2_v.H. 

ha, - 13 v. H. 

.v.H. 

_v. H. 

_v.H. 

'0.344 ha,— ^ —*H. 

. ’ : ' : r Netto-Wohngebiet g 

3. Es wurden 17 Parzellen mit_JLZ-Wohngebäuden und etwa _25_Wohneinheiten-. 

' __PKW-Stellplätzen und_3-Kinderspielplälzen ausgewiesen. 

„ ... Ho. 50 Rnwohner mit _^0__volksschulpflichtigen Kindern. 
. -4. Zu erwartender Bevölkerungszuwachs:-2Ü-tinwonner- 

34 Garagen. 

-2- 
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* cle verkehrstechnische EfeMUung erfolgt über die Gemeindeverbindrags- und Kreis- .-Straßen. 

. m. q3S Hauptverbindungsstück bis zum Fianungsgebiet beträgt- 

6,00 m Breite + 1,50 - 2,00 m Straßenbegleitgrün 
'Gtraßenprofile und Konstruktion: 

bzw. 2,00 m Fußweg 

Kostenträger. 10 .v. H." die Gemeinde - 

90 v.h Anlieger. 

2. Wasser: 

Die Wasserversorgung erfolgt durch - Brunnen - Anschluß an die zentrale Wasserversorgungsanlage des/der 

Wasserzveckverband Tanfkirchner Gruppe__ 

Nächste Anschlußmöglichkeit an die vorhandene - geplante - im Bau befindliche - zentrale - Wasserversorgungsanlage in 

30 _m Entfernung. 

Eine - Änderung - Erweiterung - der bestehenden Wasserversorgungsanlage wird - nicht - erforderlich durch-- 

Kostenträger-_------- 

3.Abwasser: v 

Die Abwasserbeseitigung erfolgt durch - Anschluß an die zentrale Abwasserbeseitigungsanlage Hes/der 

hpme-indp nbemeiiTo' rohen--- 

-jöi crzslWäranjegscixÄaraira 

Nächste Anschlußmöglichkeit an den - geplantes- - vorhandenen - Kanal in-kÜ-m Entfernung. 

Eine - Änderung - EcKedsoiDa - der bestehenden Abwasserbeseitigungsanlage wird - nicht - erforderlich durch, 

entfällt _____1_1---— 

r 

Kostenträger 

4. Strom: 

Gemeinde 

Die Stromversorgung erfolgt durch—1 s an— Ampe T-Ve rke_ 

mittels - Verkabelung - dSSKSäflSS^aSSS. Eine neue Trafo-Station wird -latent - erforderlich und ist -teteGC- eingeplant 

Nächste Anschlußmöglichkeit an das bestehende Stromnetz in-HO-m Entfernung. 

Kostenträger. Ginndstücks.ei g-gntümer------- 

.5. Gas: -.entfällt • —- 

Die Versorgung mit — Erdgas - Stadtgas erfolgt durch  --— -; 

Nächste Anschlußmöglichkeit an das bestehende Netz in 

Kostenträger--- 

. m Entfernung. 

6. Müll: 

Die festen Abfallstoffe werden beseitigt durch-Lfindkxeis Huilldorf /XlHL 
% 

7. Die Erschließungsanlagen werden - in einem Zug -XLÄJJgBndHiKSbzÄÄlttsi - ausgeführt: 

8. Die Erschließung wird - von der Gemeinde durchgeführt - doccbdfeftngEcce£a£3ö3eÄi±?ertt3geic 
-3 - 

» mindestens 10 v. H. 



jJ3en- 
Leir- 

>^ellungskosten (überschlägige Ermittlung) 

Straßen, Wege, Plätze 

a) Fahrbahn 

b) Wege- 

c) Plätze — 

2.313,0 m ä. 

372.0 mä 

b) «Ssbzisigex. 
e) Straßenleuchten_Z 

f) Grunberwerb—3 « 

g) --- 

h) -—- 

i) 

__m ä . 
344,0 mä 

60,— dm 
60 ,— DM 

DM 

St ck. m ä. 
m24. 

_ä. 

__ ä 

ä 

150,— DM 
5.000,— dm 

_DM 

_DM 

_ DM 

_ ' DM 

10 v.H.’> 1) ---:--- 

k) Herstellungskosten gern.Zirf. 1a) -i) abzüglich 

Kostenanteil der Gemeinde in Höhe von DM-:-1- 

0 Die jährlichen Unterhaltungskosten aus den Anlagen gern. 

Ziff. 1a) -0 betragen 
für die Gemeinde voraussichtlich 

4.000,— DM 

Summe der Straßen, Wege, Plätze: 

2. Wasserversorgung 

a) Hauptstrang 350 .m ä C.) ——-— 
b) Hausanschlüsse _LZ^2-E_lOS ä 
C) Hydranten 3 Stck._a 

d) -—-ä 
e) -— ä 

350 ,—_DM 

200.— DM 

3.000,— dm 

_DM 

_DM 

f) Änderung oder Erweiterung der bestehenden Wasserver¬ 

sorgungsanlage durch 

g) Anschlußgebühr - It Satzung - durch Umlegung - 
pro Anschluß_DM ergibt bei-Anschlüssen 

h) . Sonstige Leistungen der Anschließer, nämlich 

Hans ans chlüs se 
i) Die auf die Gemeinde fallenden jährlichen Unterhaltungskosten 

für die Anlagen gern. Ziff. 2a) - 0 betragen_ 

voraussichtlich 
1 .500,— OM 

Summe der Wasserversorgung: 

3. Abwasserbeseitigung (Misc^^enn - System)^_ 

a) Hauptsammier (Schmutzw.)—m 4-s- 

b) Hauptsammler (Regenw.) 

c) Drainage- 
d) .Hausanschlüsse 
a)St:raßenentv 

0 

m ä 

_m ä. 
1 7x5=85m 4. 

350 m 4 
_4 

350,— 

70,— 

.DM 

.DM 

.DM 

_DM 

_DM 
_DM 

V-. 

g) Änderung oder Erweiterung der bestehenden Zentralanlage 

durch •' 
h) Anschlußgebühr - It Satzung - durch Umlegung - 

pro Anschluß -5,600 ».rOM ergibt bei .-1 L-Anschlüssen 
i) Sonstige Leistungen der Anschließer, nämlich • 

3 a 
S 3 
-> c 
Ls l o = 

LfL .'-Hausanschlüsse :•- 
• k) Die auf die Gemeinde fallenden jährlichen Unterhaltungs¬ 

kosten für die Anlagen gern. Ziff. 3aj - g) betragen 

voraussichtlich 
8.000 ,— dm~1.:_ 

P= C 
ö 3 

Summe der Abwasserbeseitigung: 

£§1 _ e 
o 1 Z 11 mindestens 10 v. 4, diese Kosten sind nicht au< Dritte abÄälzöar. 

Kosten 
DM 

118.780,— 

Entnahmen 
DM v. 

22.320,— 

51.600,— 
3 5.000, 

.152.300,— _ 

360.000,— 

400.000,— 360.000,— 

121 .000,— 

20.000,— 
9.000,— 

90.000,— 

20.000,— 

150.000,— 
110.000,— 

210.000,— 

30.000,— 

25.000,— 

265.000,-— 

* V-“*1 — 

100.000,— 

* T *77- ■Ze‘ 

10-000,-- ? i! 

170.000,—. 

• s — A 
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Bebauungsplan Großfeld. II 

.Ergänzung zur Begründung vom. 27-04.1990 

Die Parzelle Nr. 6 bildet mit dem Kraftfahrzeugbetrieb Steiglech' 

ner, Fl.Nr. 120/2, eine Ortsabrundung. Das freie Grundstück aus¬ 

serhalb .des Geltungsbereichs westlich des Gewerbebetriebs ist 

für ein Wohngebäude des Betriebsinhabers gedacht. 

Gemeinde Oberneukirchen- 

Polling, 26.07.1990 . 

Steiglechner 
1. Bürgermeister 

Ergänzung zur Begründung vom 27.04.1990 

Altlasten 1 • 
.Bei dem zur Bebauung ausgewiesenen Grundstuck-han e es 

um Ackerflächen. Es besteht kein Verdacht auf Altlasten. 

sich 

Gemeinde Oberneukirchen^—^ 

Polling, 14.03.1991^^^^ 

lechner - "•"f:.'. 
1. Bürgermeister '•'i.OB*!j§X' 



Bebauungsplan Großfeld II 

Ergänzung zur Begründung vom 27.04.1990 

Larsdraia&mt 
I r/» ü h \ ci o i* V a .Inn 

B,g.: C5.DEZ. 1991 

Mr. 

Um den dörflichen Charakter des Gebietes zu erhalten, ist es 

unumgänglich notwendig, die Häuser auf zwei Wohneinheiten zu 

beschränken, um übergroße Baukörper, die hier nicht ortsüb¬ 

lich sind, zu vermeiden. 

Gemeinde Oberneukirchen 

Polling, 14.11.1991 

Steiglechner 
1. Bürgermeister 



Bekanntmachung 
über die Genehmigung und Auslegung 

— eines Bebauungsplanes — 1) 

Der sjkä- - WxrXtx- Gemeinderat Oberneukirchen 

hat am..Q.L,..Q.4.,.19.9.2...für das Gebiet. Großfeld II 

einen Bebauungsplan - X - als Satzung beschlossen. Dieser Bebauungsplan - CEKsS 

. 

vom Landratsamt .....MühldO.r f... a..,.Inn.mit Schreiben vom 15..,.Q6.».92.... Nr. ...6.1-61Q/2. 

genehmigt worden -^Xt3^Si3ö63§Ä»MÄ*33tzXO8SaQe^9^l^9l30X 

^{<v^^^p^rfe?y?fg<v6^/^^XXX.XXXXXX.X.XX.XXX.XXXX.XXX.XX.XX.?C.X.X.X.X.X.X.X.X.X.X.X.XX.X.XX.X.XX>7X 

^^^^^^^XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX.XX.JWftJgXtX^eXXofrX.X.XX.X.XX.X.XXrXX.XXX.XXX.X.... 

:g«raäß}§xm iääsc a Sao^ttKxecMsaafciKiXiicK xoOKdExiXiKJxbexQCÄc^ xwaecixxstiXgexix§c Jcixttw.3&eec‘ß8xafc 

xöcxtXÄjfeKM&cx xobHdexiXioffiK1). 

Der Bebauungsplan liegt samt Begründung ab Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Rathaus - in den Amts¬ 

räumen der Verwaltungsgemeinschaft - ')... 

Zimmer Nr.1.5. während der allgemeinen Dienststunden öffentlich aus. und kann dort eingesehen werden. 

Gemäß § 12 des Baugesetzbuches tritt - der Bebauungsplan - tfe&ijteCSra*«£stf»&<WS?*k'3eXx mit der Bekannt¬ 

machung in Kraft. 
Gemäß § 215 Abs. 1 des Baugesetzbuches ist eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften des Bundesbau¬ 
gesetzes beim Zustandekommen eines Bebauungsplanes unbeachtlich, wenn sie im Falle einer Verletzung des in § 214 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 BauG8 bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften nicht schriftlich innerhalb eines Jahres 
seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind, oder im Falle von 
Abwägungsmängeln nicht innerhalb von sieben Jahren seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes gegenüber der 
Gemeinde geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung oder die Mangel begründen soll, ist 

darzulegen (§ 215 Abs. 2 BauGB). 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 des Baugesetzbuches über die fristgemäße Geltendmachung 
etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige Nutzung durch diesen Bebauungsplan und über 

das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. 

Auf die nebenstehenden Genehmigungsauflagen und Hinweise bzw. Rügen und Hinweise aus dem rechtsaufsichthchen 

Bescheid wird verwiesen. 

Ortsüblich bekanntgemacht durch 

(z. B. Anschlag an der Amtstatei) 

0? . .Tllli 19 92s ' 

• iS 0-i «St*»: 
lOf-vT 

.?*LU«t... 

.~.jv {11.' r.i? v* 
(Unterschrift und Dienstbeze^hnung) 

Poll in g,02.Jul i.1992. 
Ort, Tag 

0 ü n -J o Obern c- u k;rer.: n 
Dienststelle 

J Unterschritt 

'kVO-Ov J.är&er!r.e.i.8ter.... 
«V>' I»L Dienstbezeichnung 

') Nichtzutreffendes streichenl 

©Boorberg-Vordruck 70.610/671.2 - Bekanntmachung eines genehmigten bzw. angezeigten Bebauungsplanes-Ozw der genehmigten Änderung 

Richard Boorberg Verlag, 8000 München 80. Nachdruck verboten. (21187) 

Genehmigungsauflagen und Hinweise: 



Äbdrucfc 
Landratsamt Mühldorf a. Inn 

Landratsamt Mühldorf a. Inn • Postfach 409 • 8260 Mühldorf a. Inn 

Gemeinde 
Oberneukirchen 

8261 Oberneukirchen 

Ihre Zeichen Ihre Nachricht vom 

19.08.1991 

Bitte Bei Antwort angeben 
Unser Zeichen 

61-610/2 
Sg. 35/4 me 
H. Heimerl 

Durchwahl-Nr. 
S 08631/69- 
Nebenstelle 
336 

Zimmer-Nr. Mühldorf a. Inn, 

257 10.10.1991 

Bauleitplanung; 
Aufstellung des Bebauungsplanes "Großfeld II" der 

Gemeinde Oberneukirchen 
hier: Genehmigungsverfahren 

Anlagen: 1 Bebauungsplan i. d. F. vom 12.03.1991 

mit Begründung 
1 Skizze 
1 Verfahrensakte 
1 Empfangsbestätigung 

Das Landratsamt Mühldorf a. Inn erläßt folgenden 

B e s c h e i d : 

Der am 14.03.1991 als Satzung beschlossene Bebauungsplan 
"Großfeld II" (Planfassung vom 24.10.1989 mit Änderungsver¬ 
merken vom 05.04.1990, 23.07.1990, 25.10.1990 und 12.03.1991) 
wird unter Beachtung der folgenden Auflagen und des folgenden 

Hinweises genehmigt. 

Auflagen: 

1. Die höchstzulässige Zahl der Wohnungen ist bei Einzel¬ 
häusern auf maximal zwei Wohneinheiten zu begrenzen. 

- 2 - 

Dienstgebäude 
Töginger Straße 18 
8260 Mühldorf a. Inn 

Besuchszeiten 
Mo-Fr. 8.00-12.00 Uhr 

14.00-16.00 Uhr 

Fernsprecher Telex Teletex Telefax 

(Vermittlung) 05 6 793 8631 800 0 8631 
08631/69-1 Iramud LRA MUE 14623 

Konten 
Kreissparkasse Mühldorf a. Inn (BLZ 711 510 20) Nr. 224 
Postgiroamt München (BLZ 70010080) Nr. 18810-804 
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In der Begründung sind hierzu die besonderen städtebau¬ 
lichen Gründe zu erläutern. 

2. Die Bauräume sind einzuengen. Die Baugrenzen sind hierfür 
nach der beiliegenden Skizze festzusetzen. Die beiliegende 
Skizze vom 08.10.1991 ist Bestandteil dieses Bescheides. 

3. Für die Parzellen 15 - 18 soll eine geschlossene Bauweise 
festgesetzt werden. Das entsprechende Planzeichen ist aus 
der beiliegenden Skizze ersichtlich ("g"). 

4. Eine Festsetzung ist zu treffen, daß von der Kreisstraße 
Mü 14 auf die jeweilig angrenzenden Grundstücke keine Zu- 
fahrtsmöglichkeit besteht. Das entsprechende Planzeichen 
ist aus der beiliegenden Skizze ersichtlich. 

5. Die öffentliche Grünfläche im Südosten des Baugebietes 
ist entsprechend auszuweisen und abzugrenzen. 

Hinweis: 

Um eine ausreichende Ortsrandeingrünung zu erreichen, sollte 
entlang der südlichen Grenze des Geltungsbereiches des Be¬ 
bauungsplanes eine genauere Festsetzung getroffen werden, daß 
der 8 m breite Streifen der privaten Grünflächen als Randein¬ 
grünung flächendeckend mit standortgemäßen heimischen Laub¬ 
bäumen, Heistern und Sträuchern zu bepflanzen, zu pflegen und 
als Dauergrünbepflanzung zu erhalten ist. Auf die Vorschrift 
des Art. 48 Abs. 1 AGBGB wird hingewiesen. Der Grenzabstand 
von Bäumen von mehr als 2 m Höhe beträgt zu landwirtschaft¬ 
lichen Grundstücken 4 m. 

Gründe: 

Der Bebauungsplan "Großfeld II" bedarf gemäß § 11 Abs. 1 
1. Halbsatz BauGB der Genehmigung, da kein Flächennutzungs¬ 
plan vorliegt und der Bebauungsplan ausreicht, die städte¬ 
bauliche Entwicklung in der Gemeinde Oberneukirchen zu ordnen 
(§ 8 Abs. 2 Satz 2 BauGB). Zuständig für die Genehmigung ist 
das Landratsamt Mühldorf a. Inn (§ 11 Abs. 1, § 203 Abs. 3 
BauGB in Verbindung mit § 2 Abs. 1 ZustVBauGB). 

Die Auflage 1 und 2 bezüglich der Beschränkung der Zahl der 
Wohneinheiten und der Einengung der Bauräume ist erforder¬ 
lich, da durch die Festsetzung der Baugrenzen beträchtlich 
große Bauräume geschaffen wurden. Diese könnten die Bebauung 
von Mehrfamilienhäusern ermöglichen. Bei der Gemeinde Ober¬ 
neukirchen handelt es sich um ein dörflich geprägtes Gebiet. 
Städtebaulich und von der Infrastruktur des geplanten Bauge¬ 
bietes wäre es nicht zu vertreten, wenn der Bau einer 

3 
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größeren Anzahl von Wohnungen pro Wohngebäude ermöglicht 
würde (vgl. hierzu § 1 Abs. 5 Nr. 4 BauGB). Die Möglich¬ 
keit des § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB müßte hierbei von der Gemeinde 
Oberneukirchen ausgenützt werden. 

Die Auflage 3 war erforderlich, da durch die Festsetzungen 
des Bebauungsplanes zusammenhängende Einzel- und Doppelhäuser 
mit einer Baukörperlänge von über 50 m entstehen. Die Fest¬ 
setzung einer offenen Bauweise (vgl. § 22 BauNVO) kann somit 
bei den Parzellen 15 - 18 nicht mehr eingehalten werden. 

Durch die Verhinderung der direkten Zufahrten von den je¬ 
weiligen Grundstücken auf die Kreisstraße MÜ 14 wird sicher¬ 
gestellt, daß eine Gefährdung der Benutzer der Durchgangs¬ 
straße sowie eine Gefährdung der Bewohner der angrenzenden 
Grundstücke ausgeschlossen wird. Die Auflage 4 dient somit 
zur Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung (§ 1 Abs. 5 
Nr. 1 BauGB). 

Die bei Auflage 5 angesprochene Grünfläche befindet sich im 
Besitz der Gemeinde. Die Ausweisung und Abgrenzung der 
öffentlichen Grünfläche dient der Rechtsklarheit. 

Verfahrensrechtliche Fehler wurden nach der 3. Auslegung des 
Bebauungsplanes nicht mehr festgestellt. 

Weiteres Verfahren: 

Wegen der Auflagen ist ein (weiteres) Verfahren nach § 3 
Abs. 3 Satz 1 BauGB durchzuführen. Anschließend ist ein neuer 
Satzungsbeschluß zu fassen, da der vorausgegangene Satzungs¬ 
beschluß die betreffenden Festsetzungsänderungen nicht mitein- 
schließt. Ein neues Genehmigungsverfahren ist nur erforder¬ 
lich, wenn noch weitere Änderungen erfolgen oder Stellung¬ 
nahmen der Beteiligten eingehen. Ansonsten darf das Verfahren 
sobald die Verfahrensvermerke ausgefüllt und mit Unterschrift, 
Datum und Siegel urkundenmäßig gesichert sind, mit der Be¬ 
kanntmachung nach § 12 BauGB abgeschlossen werden. 

In die Bekanntmachung ist ein Hinweis auf § 44 Abs. 3 Sätze 
1 und 2 und Abs. 4 (vgl. § 44 Abs. 5 BauGB) sowie ein Hin¬ 
weis auf die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB (siehe 
§ 215 Abs. 2 BauGB) aufzunehmen. Ferner ist anzugeben, wo der 
Bebauungsplan eingesehen werden kann. 

Nach der Bekanntmachung wird das Landratsamt den Anzeigever¬ 
merk anbringen. Dazu sind vier Bebauungsplanexemplare und die 
Bekanntmachung vorzulegen. 

4 
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Rechtsbehelfsbelehrung 
Ge gen diesen Bescheid (diese Verfügung/Anordnung) kann binnen eines Monats nach seiner (ihrer) Bekanntgabe 
(Zustellung) Widerspruch erhoben werden. Fällt der letzte Tag der Frist auf einen Sonntag, einen am Erklärungs- oder Leistungsorte 
staatlich anerkannten allgemeinen Feiertag oder einen Sonnabend, so tritt nach § 193 BGB an die Stelle eines solchen Tages der nächste 
Werktag. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei dem unterfertigten Landratsamt in 8260 Mühldorf a. Inn einzulegen. 
Die Frist ist auch gewahrt, wenn der Widerspruch rechtzeitig bei der Regierung von Oberbayern, Maximilianstraße 39, 8000 München 22 
eingelegt wird. ' 

Sollte über den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich nicht entschieden werden, so kann Klage bei dem 
Bayerischen Verwaltungsgericht in 8000 München 2, Bayerstraße 30, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts¬ 
stelle dieses Gerichts erhoben werden. 

Die Klage kann nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs erhoben werden, außer wenn wegen besonderer 
Umstände des Falles eine kürzere Frist geboten ist. 

Die Klage muß den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern oder die Behörde — Träger der Ausgangsbehörde—) und den Streitgegenstand 
bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur-Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. 

Der Klage und allen Schriftsätzen sollen IJ* Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

in Abdruck an: 

Sachgebiet 37/2 
im Hause 

mit 1 Bebauungsplan i. d. F. 
vom 12.03.1991 mit 
Begründung 

A ine v. 
zur Kenntnisnahme 



Entwurf 

Landratsamt Mühldorf a. Inn 
Töginger Str. 18 
8260 Mühldorf a. Inn 

Mühldorf a. Inn, 15.06.1992 

Gemeinde 
Oberneukirchen 

8261 Oberneukirchen 

Sachbearb.: Herr Heimerl 
Zimmer Nr.: 257 
Telefon : 08631/69 336 
Telefax : 08631/69 699 
Aktenz. : 61-610/2 

Sg. 35/4 me 

Ihr Schreiben vom 14.04.1992 
Hr. Rudolf 

Bauleitplanung; 
Aufstellung des Bebauungsplanes "Großfeld II" der' 
Gemeinde Oberneukirchen 
hier: Genehmigungsverfahren 

Anlagen: 1 Bebauungsplan i. d. F. vom 14.11.1991 
mit Begründung 

1 Verfahrensakte 
1 Empfangsbestätigung 

Das Landratsamt Mühldorf a. Inn erläßt folgenden 

Bes c h e i d : 

Der am 01.04.1992 als Satzung beschlossene Bebauungsplan 
"Großfeld II" (Planfassung vom 24.10.1989, zuletzt geändert am 
14.11.1991) verletzt keine Rechtsvorschriften. Die Genehmigung 
des Bebauungsplanes wird erteilt. 

Gründe: 

Der Bebauungsplan "Großfeld II" bedarf gemäß § 11 Abs. 1 1. 
Halbsatz BauGB der Genehmigung, da kein Flächennutzungsplan 
vorliegt und der Bebauungsplan ausreicht, die städtebauliche 
Entwicklung in der Gemeinde Oberneukirchen zu ordnen (§ 8 Abs. 2 
Satz 2 BauGB). Zuständig für die Genehmigung ist das Landratsamt 
Mühldorf a. Inn (§ 11 Abs. 1, § 203 Abs. 3 BauGB in Verbindung 
mit § 2 Abs. 1 ZustVBauGB). 

Bereits mit Bescheid vom 10.10.1991 wurde unter Beachtung von 
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Auflagen und eines Hinweises die Genehmigung des Bebauungsplanes 
erteilt. Die Auflagen und der Hinweis wurden erfüllt, materiell¬ 
rechtliche und verfahrensrechtliche Fehler wurden nach der Wie¬ 
derholung der 4. Auslegung nicht mehr festgestellt. 

Das Verfahren darf, sobald die Verfahrensvermerke ausgefüllt und 
mit Unterschrift, Datum und Siegel urkundenmäßig gesichert sind, 
mit der Bekanntmachung nach § 12 BauGB abgeschlossen werden. 

In die Bekanntmachung ist ein Hinweis auf § 44 Abs. 3 Sätze 1 
und 2 und Abs. 4 (vgl. § 44 Abs. 5 BauGB) sowie ein Hinweis 
auf die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB (siehe § 215 Abs. 
2 BauGB) aufzunehmen. Ferner ist anzugeben, wo der Bebauungsplan 
eingesehen werden kann. 

Nach der Bekanntmachung wird das Landratsamt den Anzeigevermerk 
anbringen. Dazu sind vier Bebauungsplanexemplare und die Be¬ 
kanntmachung vorzulegen. 

Rechtsbehelfsbelehrung; 

Gegen diesen Bescheid kann binnen eines Monats nach seiner Bekanntgabe 
(Zustellung) Widerspruch erhoben werden. Fällt der letzte Tag der Frist 
auf einen Sonntag, einen am Erklärungs- oder Leistungsorte staatlich 
anerkannten allgemeinen Feiertag oder einen Samstag, so tritt nach 
§ 193 BGB an die Stelle eines solchen Tages der nächste Werktag. Der 
Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei dem unterfertigten 
Landratsamt in 8260 Mühldorf a. Inn einzulegen. 

Die Frist ist auch gewahrt, wenn der Widerspruch rechtzeitig bei der 
Regierung von Oberbayern, Maximilianstr. 39, 8000 München 22, eingelegt 
wird. 

Sollte über den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener 
Frist sachlich nicht entschieden werden, so kann Klage beim Bayerischen 
Verwaltungsgericht in 8000 München 2, Bayerstraße 30, schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts 
erhoben werden. 

Die Klage kann nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des 
Widerspruchs erhoben werden, außer wenn wegen besonderer Umstände des 
Falles eine kürzere Frist geboten ist. 
Die Klage muß den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern oder die Behörde 
- Träger der Ausgangsbehörde -) und den Streitgegenstand bezeichnen und 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden 
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid 
soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. 

Der Klage und allen Schriftsätzen 
Beteiligten beigefügt werden. 

sollen 4 Abschriften für die übrigen 

II, in Abdruck an: 

Sachgebiet 36/2, Herrn Beck 

mit 1 Bebauungsplan i. d. F. vcm 
14.11.1991 mit Begründung 

Sachgebiet 36 und 36 a 
im Hause 

mit der Bitte um Kenntnisnahme 

III. WV, n. E. 


